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Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP):
Anforderungen an Freihandelsgespräche zwischen der  
EU und den USA unter der Berücksichtigung von Nachhaltig-
keit, Arbeitnehmerrechten und der Gewährleistung der  
Daseinsvorsorge

Derzeit verhandeln die EU über ein Freihandelsabkommen mit den USA (Transatlantic Trade
and Investment Partnership, TTIP). Die europäischen Positionen, die die EU-Kommission bei
ihren Verhandlungen mit den US-Partnern vertritt werden im Handelspolitischen Ausschuss
von den EU-Mitgliedstaaten gemeinsam entwickelt. Die Bundesregierung ist dort durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) vertreten.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) beschäftigt sich aus Arbeitnehmersicht mit den
Verhandlungen zu TTIP und steht dabei im Austausch mit Gewerkschaften in anderen
Ländern Europas und den USA. Zuletzt hat der DGB auf seinem Bundeskongress eine
umfangreiche Position zu TTIP verabschiedet.

BMWI und DGB vertreten nicht in allen Punkten dieselben Positionen zu TTIP, verfolgen
aber an vielen Stellen dieselben Ziele 
 

1.	 �Handelsgespräche zwischen den großen Wirtschaftsräumen USA und EU, die in ein Freihan-
delsabkommen münden, eröffnen die Chance die bilateralen Handelsbeziehungen zu 
intensivieren und dabei fair und nachhaltiger zu gestalten. Das Abkommen könnte auch 
dazu beitragen, faire und nachhaltige Handelsregeln global voranzutreiben und Maßstäbe 
zu setzen. Es geht darum, zusätzlichen Wohlstand tatsächlich breiten Bevölkerungsschich-
ten zukommen zu lassen, wirtschaftliche, soziale und ökologische Standards zu verbessern, 
sowie faire Wettbewerbs- und gute Arbeitsbedingungen zu schaffen. 
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2.	 �Die Verhandlungen um ein Freihandelsabkommen mit den USA (TTIP) müssen mit dieser 
Zielsetzung geführt werden. Geheimhaltungsvorschriften und Intransparenz dürfen eine 
angemessene öffentliche Debatte nicht verhindern. Dabei sind die Ergebnisse einer laufen-
den, umfassenden Folgeabschätzung unter Beteiligung der Zivilgesellschaften zu berück-
sichtigen. 

3.	 �Das Freihandelsabkommen darf Arbeitnehmerrechte, Verbraucherschutz-, Sozial- und Um-
weltstandards nicht gefährden. Einen Dumping-Wettbewerb, bei dem Staaten und Unter-
nehmen sich Vorteile über Sozial- und Umweltschutzdumping verschaffen, lehnen wir ab. 
Deshalb muss im Rahmen des Handelsabkommens darauf hingewirkt werden, Mitbestim-
mungsrechte, Arbeits-, Gesundheits- und Verbraucherschutz- sowie Sozial- und Umwelt-
standards zu verbessern. 

4.	 �Die Beseitigung der verbliebenen tarifären Hindernisse (Zölle) fördert den Handel, auch 
wenn die Zölle nicht hoch sind – sie bewegen sich für Industriegüter im Durchschnitt bei 
etwa 4 %. Aber das Handelsvolumen ist groß. Täglich gehen Waren im Wert von ca. 2 Mrd. 
Euro über den Atlantik. Wegen des großen Handelsvolumens können Zölle im großen Um-
fang eingespart werden. Wenn die Zölle aber beseitigt werden, so soll der Einnahmenver-
lust der EU ausgeglichen werden. 

5.	 �Der Abbau nicht-tarifärer Handelshemmnisse kann grundsätzlich im gegenseitigen In-
teresse sein, muss sich aber auf unterschiedliche technische Standards und Vorschriften 
sowie gegebenenfalls auf die Abschaffung doppelter Zulassungsverfahren, die tatsächlich 
vergleichbar sind, beschränken. Das gilt z.B. für die Größe von Rückspiegeln, für die Festig-
keit von Blechen, die Größe und Tragfähigkeit der Felgen, der Verfahren zur Messung von 
Emissionen oder der Vergabe von bestimmten Genehmigungen. Das Abkommen kann dazu 
beitragen, dass im Bereich der Zukunftstechnologien durch die Entwicklung gemeinsamer 
Standards optimale Rahmenbedingungen für Innovationen geschaffen werden. Eine gegen-
seitige Anerkennung von Standards und Zulassungsverfahren darf es nur geben, wenn da-
mit keine Absenkung des Schutzniveaus verbunden ist. Die parlamentarische Hoheit über 
die Definition von Standards und Zulassungsverfahren muss sichergestellt bleiben. 

6.	 �Ein hohes Umwelt-, Arbeits- und Verbraucherschutzniveau soll nicht nur im Einklang mit 
dem Besitzstand der EU und den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten gewahrt, son-
dern muss auch weiter verbessert werden können. Beide Vertragspartner sollten sich 
verpflichten, internationale Übereinkünfte und Normen in den Bereichen Umwelt, Arbeit 
und Verbraucherschutz zu beachten und umzusetzen. Für die Gewerkschaften gehört dazu 
insbesondere die Einhaltung der ILO Kernarbeitsnormen und der OECDLeitsätze für multi-
nationale Unternehmen. Sie fordern deshalb ein, dass beide Vertragspartner ein Zeitfenster 
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vereinbaren müssen, innerhalb dessen die Ratifizierung, Umsetzung und Überwachung 
dieser internationalen Übereinkünfte geregelt wird.  
Die Einhaltung von Arbeits- und Sozialstandards muss in Konfliktfällen genauso wirkungs-
voll sichergestellt sein, wie die Einhaltung anderer Regeln des Abkommens. 

7.	 �In keinem Fall dürfen das Recht der Mitbestimmung, der Betriebsverfassung und der Tari-
fautonomie oder andere Schutzrechte für Arbeitnehmer, die Umwelt und Verbraucher als 
„nicht-tarifäre Handelshemmnisse“ interpretiert werden. Entsprechende nationale Gesetze 
oder Vorschriften eines EU-Mitgliedsstaates – insbesondere hinsichtlich der Regulierung 
des Arbeitsmarktes oder sozialer Sicherungssysteme, der Tarifautonomie, des Streikrechts, 
Mindestlöhnen und Tarifverträgen – müssen in diesem Sinne von einem Abkommen un-
berührt bleiben. Das gilt nicht nur für das gegenwärtige, sondern auch für künftige Erwei-
terungen dieser Schutzrechte. Derartige Möglichkeiten dürfen durch ein Abkommen nicht 
eingeschränkt oder behindert werden. 

8.	 �Prinzipiell ist auszuschließen, dass das demokratische Recht, Regelungen zum Schutz von 
Gemeinwohlzielen zu schaffen, gefährdet, ausgehebelt oder umgangen wird oder dass ein 
Marktzugang, der solchen Regeln widerspricht, einklagbar wird. Die Fähigkeit von Parla-
menten und Regierungen, Gesetze und Regeln zum Schutz und im Sinne der Bürgerinnen 
und Bürger zu erlassen, darf auch nicht durch die Schaffung eines „Regulierungsrates“ im 
Kontext regulatorischer Kooperation oder durch weitgehende Investitionsschutzvorschrif-
ten erschwert werden. Investitionsschutzvorschriften sind in einem Abkommen zwischen 
den USA und der EU grundsätzlich nicht erforderlich und sollten nicht mit TTIP eingeführt 
werden. In jedem Fall sind Investor-Staat-Schiedsverfahren und unklare Definitionen von 
Rechtsbergriffen, wie „Faire und Gerechte Behandlung“ oder „Indirekte Enteignung“ abzu-
lehnen. Die Europäische Kommission hat nun ein Verhandlungsmoratorium zum Investiti-
onsschutz beschlossen und eine dreimonatige Öffentliche Konsultation zu 3 dieser Frage ab 
März 2014 eingeleitet. Das Verhandlungsmoratorium ist zu begrüßen, zumal es eine grund-
sätzliche öffentliche Debatte über Investitionsschutz erlaubt. Probleme – wie die Einschrän-
kung staatlicher Regulierungsfähigkeit und die Gefahr hoher Entschädigungs- und Prozess-
kosten für Staaten, wegen privater Klagen gegen legitime Gesetze – existieren schließlich 
auch schon aufgrund existierender Investitionsschutzabkommen.

9.	 �Die hohe Qualität der öffentlichen Daseinsvorsorge in der EU muss gewahrt werden. Für 
den Bereich der Daseinsvorsorge sollen keine Verpflichtungen in Deutschland übernommen 
werden. Bisherige EU-Vereinbarungen zum Schutz öffentlicher Dienstleistungen dürfen 
nicht durch das Abkommen beeinträchtigt werden. Den nationalen, regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften wird für die Ausgestaltung von Dienstleistungen im allgemeinen 
wirtschaftlichen Interesse ein umfassender Gestaltungsraum garantiert. Audiovisuelle 
Dienstleistungen sind dauerhaft vom Anwendungsbereich des Abkommens auszunehmen. 
Die Mitgliedstaaten der EU müssen darüber hinaus das Recht haben, die öffentliche Kultur- 
und Medienförderung vollständig zu erhalten. Die Entscheidungsfreiheit regionaler Körper-
schaften über die Organisation der Daseinsvorsorge muss unberührt bleiben. Es darf keinen 
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direkten oder indirekten Zwang zu weiterer Liberalisierung und Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen oder gar eine Priorisierung „privat vor öffentlich“ durch das Abkommen 
geben. Der Gestaltungsspielraum ist für die Zukunft zu gewährleisten. Wir sind der Auffas-
sung, dass ein Positivkatalog besser ist und mehr Vertrauen schafft als der bisherige Ansatz 
der Negativlisten. Dieser Positivlistenansatz würde ausschließen, dass alle Bereiche liberali-
siert werden können, die nicht explizit aufgelistet sind. Die zu erstellende Verpflichtungslis-
te im Dienstleistungsbereich muss zusammen mit den betroffenen Kreisen, einschließlich 
der Gewerkschaften diskutiert und erstellt werden.  
 
Bei der Erbringung von Dienstleistungen durch in die EU entsandte Beschäftigte ist zu 
gewährleisten, dass das nationale Arbeitsrecht und nationale Tarifstandards nicht einge-
schränkt werden. In jedem Fall muss hinsichtlich der Einhaltung von arbeitsrechtlichen, 
sozialen und tarifvertraglichen Regelungen in der EU das Ziellandprinzip festgeschrieben 
und von Anfang an bei allen entsandten Beschäftigten angewandt werden, sofern es für sie 
günstiger ist.  

10.	 �Die Erfahrungen mit der jüngsten Weltwirtschaftskrise zeigen, dass statt einer völligen 
Freigabe des Kapitalverkehrs und einer weiteren Liberalisierung von Finanzdienstleistungen 
eine strikte Regulierung der Finanzmärkte notwendig ist. Der Schutz von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern und die Stabilität der Weltwirtschaft würden wachsen, wenn es gelänge, 
die transatlantischen Verhandlungen auch für eine stärkere Regulierung bislang nicht aus-
reichend regulierter Bereiche der globalisierten Finanzmärkte zu nutzen.

11.	 �Im Bereich der öffentlichen Vergabe und Beschaffung dürfen Soziale und ökologische Verga-
bekriterien und ihre mögliche Erweiterung nicht in Frage gestellt werden. Unternehmen, 
die öffentliche Aufträge bekommen wollen, müssen auf Einhaltung der jeweiligen Vergabe-
kriterien, wie etwa die Tariftreue, verpflichtet werden können.

12.	 �Ein Abkommen sollte eine Klausel enthalten, die eine Korrektur von unerwünschten Fehl-
entwicklungen ermöglicht. 

13.	 �Für den weiteren Verlauf der Verhandlungen ist jeder Zeitdruck abzulehnen. Europa und die 
USA stehen jetzt am Beginn der eigentlichen Verhandlungen. Die Verhandlungen müssen 
transparent, unter der demokratischen Beteiligung der 4 Parlamente und unter Einbezie-
hung der Sozialpartner und der Vertreter der Zivilgesellschaft geführt werden, um diesem 
Abkommen eine breite gesellschaftliche Legitimation zu verleihen. Es ist ein Höchstmaß an 
Transparenz herzustellen. Wir sind der Auffassung, dass alle Verhandlungsdokumente offen 
zu legen sind, und werden uns energisch dafür einsetzen. Ein transatlantisches Abkommen, 
das den Bürgerinnen und Bürgern nutzen soll, darf nicht verhandelt werden, als müssten 
die Ergebnisse vor der Öffentlichkeit verborgen werden.

14.	 �Die EU-Kommission ist aufgefordert, auf dieser Grundlage und im Bewusstsein um die Sen-
sibilität des Abkommens zu verhandeln. Das Abkommen steht unter dem Zustimmungs-
vorbehalt des Europäischen Parlaments, des Rates und auch unter dem Zustimmungsvor-
behalt der 28 nationalen Ratifizierungsprozesse. Dies zeigt: Ein TTIP, das die Interessen der 
europäischen Bürgerinnen und Bürger nicht berücksichtigt, darf und wird es nicht geben.


